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Herr Montag, ich bin nicht enttäuscht, denn die Rede, die Sie hier gehalten haben, ist 
genau das, was wir erwartet haben: Der neoliberale Sprech, wie er all die Monate von 
Ihnen hier produziert wurde, ohne tatsächlich mal auf die Fragen einzugehen, die vor uns 
stehen. Warum haben wir denn einen Fachkräftemangel in diesem Land? 

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Wegen Ihrer Bildungspolitik!)

Warum haben wir denn an dieser Stelle diesen notwendigen Transformationsbedarf auch 
politisch zu organisieren? Wie können wir denn tatsächlich dieser Zukunft begegnen? Das,
was Sie uns hier wieder entgegenhalten, ist der übliche neoliberale Sprech. Sie wollen 
deregulieren, sie wollen die Regeln abbauen und Sie sind der Überzeugung, der Markt 
regelt alles von selbst. Dieser Überzeugung sind wir explizit nicht und deswegen haben wir
eine Novellierung des Thüringer Vergabegesetzes vorgelegt, was eine Weiterentwicklung 
bedeuten kann. 

Vizepräsident Bergner: 

Kollege Schubert, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Montag?

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE: 

Am Ende meiner Redezeit, Herr Präsident. 

Dass Sie das nicht hören wollen, ist mir schon klar. Aber Sie müssen sich doch mal ehrlich
machen. Wenn Sie sagen, Sie wollen im Ausschuss diese Fragen diskutieren und uns hier
befragen, wie oft wir denn anwesend waren bei den Debatten zum Vergabegesetz, dann 
muss ich Sie mal zurückfragen: Wissen Sie eigentlich, wie oft die FDP anwesend ist in den
Debatten im Ausschuss? 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Ob Sie zugehört haben, habe ich gefragt!)

Fragen Sie doch mal Ihre Referentin, wie viel Zeitanteile ein Vertreter Ihrer Gruppe den 
Ausschussdiskussionen tatsächlich beiwohnt, geschweige denn sich dort zu Wort meldet. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Wir sind da, wenn es wichtig ist!)

Sie müssen selber mal versuchen, Herr Montag, nicht immer nur große Blasen zu 
beschreiben, sondern Anspruch und Wirklichkeit in Ihrer Person zusammenfinden zu 
lassen, damit wir konzentriert über Inhalte diskutieren können.
Jetzt können Sie gern noch Ihre Frage stellen. 

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP: 



Danke, dass ich Ihnen eine Frage stellen darf. Erst mal Danke für das Lob, dass ich als 
Vertreter einer liberalen Partei liberale Positionen beziehe. 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Parteisoldat!)

Dann aber doch noch zur Frage: Würden Sie sagen, dass die Vorgaben des 
Vergabegesetzes – ich nehme jetzt mal die 13,50 Euro, die hier vorgeschlagen sind, aus –
unnötig sind, weil die Vorgaben allgemeingesetzliche Regelungen enthalten, wie aus dem 
Arbeitsschutz, aus dem Arbeitszeitgesetz usw. usf.? Diese Regeln gelten ohnehin. Warum
also diese Extranormierung? 

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE: 

Das glauben wir nicht, Herr Montag. Das beweisen auch die Vergabegesetze in anderen 
Bundesländern, übrigens auch in solchen, wo die FDP in Regierungsverantwortung war 
oder ist. Das ist doch kein Argument. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Wir haben es abgebaut in NRW!)

Das ist doch kein Argument. Nein. Wir glauben, dass das notwendig ist. Vor diesem 
Hintergrund schlagen wir jetzt eine Novellierung vor. Die wollen wir mit Experten 
diskutieren. Wenn Sie sich daran beteiligen wollen, vielleicht sogar auch im Ausschuss, 
freuen wir uns darauf. 

(Beifall DIE LINKE, SPD)


